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Verbeiständung Betagter trotz familiärer Unterstützung
Sachverhalt

P.S., geb. 1943, lebt bei seinen Eltern, welche eine Drogerie führen. Seit einem schweren Autounfall, welcher viele Jahre zurückliegt, ist P.S. in seinen geistigen Möglichkeiten zumindest leicht eingeschränkt. Er ist teilzeitlich Angestellter in der elterlichen Drogerie, und daneben arbeitet er als selbständiger Desinfektor (Einzelfirma, nicht im HR eingetragen). P.S. ist mittlerweile hoch verschuldet (Fr. 85'000 die Einzelfirma, Fr. 300'000 als Privatperson).

Kürzlich verstarb der Vater von P.S., welcher Inhaber der Betriebsbewilligung für die Drogerie war. Der Kantonsapotheker verfügte die Schliessung der Apotheke. Der Warenbestand wird nun in einer zugestandenen Übergangsfrist liquidiert (von P.S. und seiner Mutter, mit Jg. 1919)

Bruder H.S., geb. 1947, meldet sich bei der Gemeinde. Er habe schon 1995 die Vormundschaftsbehörde auf die problematische Situation aufmerksam gemacht. Die damaligen Bemühungen der Vormundschaftsbehörde mit P.S. und seinen Eltern ins Gespräch zu kommen, scheiterten an der Weigerung der Betroffenen. Offensichtlich hatten sich die Eltern entschieden, zu ihrem Sohn P.S. mit seinen schwierigen Seiten zu stehen und die daraus entstehenden Konsequenzen zu tragen und zwar möglichst ohne „Einmischung“ von aussen.

H.S. macht auf die schwierige Situation seiner betagten Mutter aufmerksam. Sie sei mit der entstandenen Situation überfordert und es müsse ihr jemand zur Seite gestellt werden, der ihr helfe, die anstehenden Aufgaben (im Zusammenhang mit dem Versterben ihres Ehemannes) korrekt und zügig zur erledigen. Es gehe darum, ihre Interessen zu schützen. H.S. ist Arzt und erklärt, dass seine Mutter körperlich angeschlagen sei, macht aber keine geistigen Einschränkungen bezüglich Handlungs- oder Urteilsfähigkeit geltend.

Sein Bruder P.S., schreibt er, habe natürlich kein Interesse daran, irgendetwas an der Situation zu Hause zu ändern. Im Gegenteil, er unterstütze seine Mutter darin, alles so weiterlaufen zu lassen, wie es immer war.

Zum Nachlass gem. Siegelungsprotokoll: Wertschriften im Wert von ca. Fr. 300'000, eine renovationsbedürftige Liegenschaft (bewohnt von Mutter und Sohn P.S.) im amtl. Wert von Fr. 345'000 und ein Ferienhaus im amtl. Wert von Fr. 85'000. Ein Testament gibt es keines. Vom Regierungsstatthalter wurde die Errichtung eines Steuerinventars angeordnet. Gesetzliche Erben sind die Ehefrau und die beiden oben erwähnten Brüder.

Fragen

· Inwieweit ist die VB verpflichtet, sich gegen den Willen von Frau S. und ihrem Sohn P.S. zum Schutz des noch vorhandenen Vermögens allenfalls mit vormundschaftlichen Massnahmen „einzumischen“ ?

· Welche vormundschaftlichen Massnahmen bei welchen Personen wären angemessen?

· Wie kann das noch vorhandene Vermögen vor dem Zugriff der Gläubiger des P.S. geschützt werden?

· Wie steht es mit der Verantwortlichkeit der VB im Falle eines Nichthandelns?

Erwägungen

1. Zur Diskussion steht der Hilfsbedarf des seit seinem Unfall in seinen geistigen Fähigkeiten leicht eingeschränkten einen Sohnes und der betagten Mutter. Aus dem Sachverhalt geht nicht hervor, ob es zwischen dem heutigen Vermögensstand der Eltern und den Schulden des zuhause wohnenden Sohnes einen Zusammenhang gibt. Tatsache scheint immerhin, dass das eheliche Vermögen Aktiven aufweist und der Sohn für seine hohen Schulden selbst einzustehen scheint (keine Bürgschaften und Schuldübernahmeerklärungen der Eltern?). Das spricht dafür, dass der bisher „bemutterte“ Sohn trotz seiner Schulden ein Auskommen hat und in seiner Existenz nicht gefährdet ist. Ein Handlungsbedarf zugunsten dieses Sohnes ist deshalb nicht augenfällig.

2. Die Mutter ist 88-jährig und kann durchaus noch geistig rüstig sein. Der meldende Sohn (Arzt) macht nicht geltend, die Mutter leide unter Demenz, sondern sie sei von der Situation überfordert. Ob dem so sei, oder ob sie dank des täglichen Beistandes ihres zuhause wohnenden Sohnes ihr Leben noch autonom zu bewältigen vermag, lässt sich anhand der Feststellungen nicht beurteilen. 

3. Im Nachlass des verstorbenen Ehemannes und Vaters wird ein Inventar aufgenommen. Mit der Inventaraufnahme wird im Kanton Bern ein Notar beauftragt, welcher zusammen mit den Angehörigen die nötigen Feststellungen treffen muss. Im Rahmen dieser Inventaraufnahme wird die Mutter zu befragen sein, ob zugunsten ihres einen Sohnes Verpflichtungen eingegangen wurden. Je nach Ergebnis dieser Befragung wird sich herausstellen, ob die Witwe der Situation noch gewachsen sei oder der behördlichen Unterstützung bedarf. Sie kann auch einen eigenen Vertreter beiziehen (Beauftragten und Bevollmächtigten), sei dies ein Treuhänder, Notar oder Anwalt oder allenfalls auch eine Vertrauensperson aus einer Bank, damit ihre Interessen gewahrt sind, wenn sie von der Situation überfordert sein sollte. Vermag die Witwe allerdings selbst gar nicht mehr zu erkennen, worum es geht, kann sie auch keine Vollmachten und Aufträge erteilen und wäre diesfalls zwingend mittels einen Vertretungs- und allenfalls auch eines Verwaltungsbeistandes zu unterstützen.


4. Weil die Hilfsbedürftigkeit und der Schutzbedarf der Mutter nicht feststehen, ist die Vormundschaftsbehörde auf zusätzliche Informationen angewiesen. Diese kann sie sich beschaffen a) durch eine Befragung der Betroffenen selbst (angekündigter Hausbesuch), b) durch Befragung der Person, welche die Siegelung vorgenommen hat, c) durch eine Befragung des inventarisierenden Notars, welcher von Amtes wegen verpflichtet wäre, der Vormundschaftsbehörde Meldung zu machen, wenn die Witwe nicht mehr selbst handlungsfähig ist und ihre Interessen in der Erbteilung zu wahren sind (die beiden Söhne können diesfalls nicht ihre eigenen Interessen und gleichzeitig jene ihrer Mutter wahren), und d) durch eine Befragung des „bemutterten“ Sohnes. Da es sich bei den vormundschaftsbehördlichen Abklärungen um ein Verwaltungsverfahren handelt, gibt es aus rechtlicher Sicht keine Unmöglichkeit, mit der Familie in Kontakt zu treten. Der Kontakt kann behördlich (mit verhältnismässigen Mitteln) erzwungen werden, sei dies durch Vorladung, sei dies durch die allfällige Anordnung eines Gutachtens (wozu hier allerdings kein Anlass bestehen dürfte), sei dies durch angeordneten Hausbesuch einer behördlichen Delegation.

5. Auf den Nachlass des Vaters können die Gläubiger des Sohnes nur dann Zugriff nehmen, wenn er rechtsgeschäftlich (z.B. durch Bürgschaftserklärungen) für die Schulden des Sohnes einzustehen hat (muss sich aus dem Inventar ergeben, im Zweifelsfall wäre ein öffentliches Inventar anzuordnen). Andernfalls steht den Gläubigern nur jener Teil zu, auf den der erbende Sohn Anspruch hat. Dass ihm diesbezüglich nicht zuviel zukommt, dafür wird der Bruder aus eigenem Interesse sorgen. 


6. Die Vormundschaftsbehörde kann für Schaden haftbar werden, den sie in rechtswidriger Weise herbeiführt (Art. 84 Gemeindegesetz i.V.m. Art. 47 Personalgesetz des Kt. Bern). Wenn sie den Sachverhalt sorgfältig abklärt und unter Einbezug der Beteiligten, des inventarisierenden Notars und allenfalls des Hausarztes der Witwe eine sorgfältige Sachverhaltsabklärung und  Interessenabwägung vornimmt, wird ihr kein rechtswidriges Verhalten vorgehalten werden können. Die Sachverhaltsfeststellung sind aber anhand der lückenhaften Informationen und der nicht ganz abzustreitenden abstrakten Gefährdungssituation zu ergänzen.

Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 11. Juli 2006
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